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Israel/Palästina

Nach dieser Bestimmung ist die Anwen-
dung der Flüchtlingskonvention, unab-
hängig von der Erfüllung der Flücht-
lingskriterien, immer dort ausgeschlos-
sen, wo und solange Personen bereits 
von einer anderen (Flüchtlings-)Unter-
organisation der Vereinten Nationen als 
UNHCR unterstützt werden. Sobald 
dieser Schutz entfällt, sollen die betref-
fenden Personen ipso facto, das heißt 
ohne weitere Prüfung nach den Kriterien 
des Art. 1 A der Konvention, als Kon-
ventionsflüchtlinge angesehen werden, 
mit allen damit verbundenen Rechten 
und Pflichten.1 Die einzige heute noch 
existierende solche Organisation ist die 
United Nations Relief and Works Agency 
for Palestine Refugees in the Near East 
(UNRWA), die 1949 durch eine Resolu-
tion der UN-Generalversammlung ein-
gerichtet wurde. 

UNRWA stammt also aus einem ganz 
ähnlichen Zeitraum wie die Flüchtlings-
konvention und UNHCR, die „klassi-
schen“ Instrumente der internationalen 
Flüchtlings-Unterstützung. Sie betreut 
seit Mai 1950 in mehreren Einsatzlän-
dern im Nahen Osten inzwischen annä-
hernd sechs Millionen Menschen, die als 
„palästinensische Flüchtlinge“ im Sinne 
ihres Organisationsstatuts gelten. Die 
Frage, die sich an dieser Stelle ergibt, 
ist natürlich: Warum? Warum wurde für 
diese Personengruppe eine eigene Orga-
nisation geschaffen, und warum existiert 
für sie bis heute nicht nur eine eigene 

1	 Ein solches umfassendes Verständnis hat sich, 
zumindest in Europa, allerdings erst allmählich, vor 
allem ab den 2000ern, durchgesetzt, s. hierzu aus-
führlich Albanese / Takkenberg, Palestinian Refu-
gees in International Law, 2. Ausgabe 2020, Oxford 
University Press, S. 105 ff. Diese Gesamtschau der 
historischen und rechtlichen Aspekte des palästi-
nensischen Flüchtlingsproblems ist auch ansonsten 
zur Einarbeitung in den ganzen Themenkreis sehr 
zu empfehlen.

Ausschlussbedingung, sondern auf der 
anderen Seite auch ein eigenes Inklusions-
kriterium, das jede weitere Prüfung über-
flüssig macht?

Die Gründe hierfür sind, wie meist, viel-
fältig und stammen aus ganz unterschied-
lichen Bereichen. Am klarsten wird die 
Besonderheit der Situation, wenn man 
ihre Entstehungsgeschichte in den Blick 
nimmt. Das meint nicht so sehr die Ent-
stehung von Art. 1 D GFK, sondern viel-
mehr die Entstehung der „palästinensi-
schen Flüchtlinge“ selbst. 

Erster Arabisch-Israelischer 
Krieg

Der erste Anhaltspunkt hierfür ergibt 
sich aus der Definition der UNRWA, die, 
wörtlich übersetzt, als palästinensische 
Flüchtlinge alle Personen definiert, deren 
gewöhnlicher Wohnsitz zwischen 1. Juni 
1946 und 15. Mai 1948 Palästina war, 
und die dort sowohl ihr Zuhause als auch 
ihren Lebensunterhalt in Folge des Krie-
ges von 1948 verloren haben. Auch ihre 
Nachkommen sind in die Betreuung ein-
geschlossen.2

Der Krieg von 1948 ist auch als erster 
Arabisch-Israelischer Krieg bekannt. Er 
begann formal am 15. Mai 1948, unmit-
telbar nach der Verkündung der israeli-
schen Unabhängigkeit, durch Angriffe der 
verbündeten arabischen Staaten Ägyp-
ten, Transjordanien (heute Jordanien), 
Irak, Syrien und Libanon auf Israel, und 
endete am 20. Juli 1949 durch Waffenstill-

2	 UNRWA betreut daneben auch die durch den 
Krieg von 1967 vertriebenen Palästinenser in ihrem 
Operationsgebiet, die aber rechtstechnisch aus ver-
schiedenen Gründen nicht als Flüchtlinge, sondern 
Binnenvertriebene eingestuft werden. Ihre Lage ist 
im Rahmen der hier betrachteten Grundproblematik 
aber annähernd dieselbe wie die der Flüchtlinge von 
1948.

Die besondere Stellung der 
palästinensischen Flüchtlinge im 
internationalen Flüchtlingsrecht

Eine kurze Einführung in die HintergründeTina Roeder

Neben zahlreichen 
generellen ein- und 
ausschließenden Kriterien 
enthält Art. 1 der Genfer 
Flüchtlingskonvention 
(GFK) in Buchstaben D ei-
ne besondere Bestimmung, 
die der Formulierung 
nach ebenfalls allgemein 
ist. In der Realität trifft sie 
seit vielen Jahrzehnten 
aber nur auf eine einzige 
und sehr spezielle Flücht-
lingssituation zu. Sie wird 
in vielen Fällen deshalb 
relativ unbekannt sein.
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stand. Hierdurch entstanden die ersten 
De Facto-Grenzen des Staates Israel und 
auch die Gebiete der Westbank und des 
Gazastreifens, die im Rahmen des Krieges 
unter jordanische bzw. ägyptische Besat-
zung gerieten (im sog. Juni-Krieg 1967 
dann unter israelische). Er führte zur 
Flucht und Vertreibung hunderttausen-
der arabisch-muslimischer Bewohner des 
Gebiets von Palästina, die bis heute nicht 
in ihre ehemaligen Wohnorte zurückge-
kehrt sind. Sie bilden die Ursprungsgene-
ration der „palästinensischen Flüchtlinge“. 

Der internationalen bewaffneten Ausei-
nandersetzung vorausgegangen war ein 
jahrelanger blutiger Bürgerkrieg in Paläs-
tina. Wie war es hierzu gekommen? Und 
– von wem erklärte Israel sich eigent-
lich unabhängig? Aus wessen Staatsgebiet 
wechselten Westbank und Gaza zu Jorda-
nien und Ägypten? Diese Fragen sind nicht 
so leicht so beantworten, wie es auf den 
ersten Blick vielleicht scheint.

„Palästina“ und „Israel“ – 
historischer Hintergrund

Sowohl Palästina als auch Israel existier-
ten nach belegten historischen Quellen 
bereits schon um 1200 v. Chr., und zwar 
verwirrenderweise ungefähr auf demsel-
ben geographischen Gebiet. Die Litera-
tur über ihre Beziehung und ihre gemein-
same Entwicklung füllt mittlerweile ganze 
Bibliotheken. Zum Verständnis der heuti-
gen Situation ausreichend sind aber meist 
folgende wesentliche Punkte: für beide 
existierten zu teils verschiedenen, teils 
überlappenden Zeitpunkten politische 
Gebilde, die immer wieder von anderen, 
äußeren Kräften erobert wurden. Jerusa-
lem, das heute so oft im Fokus der Ausei-
nandersetzungen steht, wurde ursprüng-
lich gegründet als Hauptstadt des jüdi-
schen Staates Judah. Die Eroberung von 
Teilen des heutigen Israel durch das Römi-
sche Reich führte zur Vertreibung eines 
Großteils der dort ansässigen Juden und 
schuf damit die Grundlagen der welt-
weiten jüdischen Diaspora. Ein kleiner 
Teil der jüdischen Bevölkerung, der sog, 
„alte Yishuv“, blieb vor Ort. Die Aus-
breitung des Islams im gesamten Nahen 
Osten führte vor allem bei den nichtjüdi-
schen Einwohnern des Gebiets des späte-
ren Palästina zu einer großflächigen Kon-
vertierung. 

1517 eroberte das Osmanische Reich 
das Gebiet von arabisch-mamelukischen 
Herrschern und ordnete es in verschie-
dene Verwaltungsbezirke (vilayet, sanjak) 

Israel/Palästina

Nicht wegschauen - 
Position beziehen!

Gaza-Mahnwache Schevenbrücke in Kiel
Unter diesem Motto stehen wir seit Juli jeden Freitag vor dem Landeshaus/Was-
serseite. Wir beklagen die Kriegsverbrechen im Gaza-Streifen und die beschä-
mende deutsche Haltung.

8 große Buchstabenplakate SAVE GAZA und Schilder mit unseren Forderungen 
tragen wir, verteilen Flyer und suchen das Gespräch mit PassantInnen.

Nach der Einigung zwischen Israel und Hamas auf einen Waffenstillstand, treten 
wir nun für ein dauerhaftes Waffenstillstandsabkommen ein. Für einen Frie-
den, der allen Menschen dort, egal welcher Religion und Hautfarbe, die gleichen 
Rechte bringt.

Wir freuen uns über Menschen, die sich uns anschließen. 

Freitags, 16-18 Uhr 
Schevenbrücke Kiel

 
VeranstalterInnen:  Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V., Einzelpersonen von 
Omas gegen Rechts, Amnesty International, IPPNW u. andere

Kontakt über mvm.kiel@gmx.de
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ein, beispielsweise zu Teilen in den Ver-
waltungsbezirk Damaskus. Unter osma-
nische Herrschaft existierte kein zusam-
menhängendes Gebiet und erst recht 
kein unabhängiger Staat, denn das Gebiet 
stand vollständig unter osmanischer Herr-
schaft. Die Bevölkerung war nach osma-
nischen Volkszählungen vorwiegend, aber 
nicht ausschließlich muslimisch; vor allem 
in den Städten Safed, Tiberius, Tel-Aviv-
Jaffa, Hebron und Jerusalem lebten vor-
rangig Juden und Jüdinnen. Die beiden 
Bevölkerungsgruppen blieben meist für 
sich, existierten aber ohne größere Rei-
bungen nebeneinander für gut vierhun-
dert Jahre.

Erst Ende des 19. Jahrhunderts began-
nen Entwicklungen in Europa, langsam 
für Spannungen zu sorgen. In Russland 
fanden immer wieder schwere Pogrome 
gegen die dortige jüdische Bevölkerung 
statt; europäische Juden und Jüdinnen 
entwickelten als Antwort auf den anstei-
genden Antisemitismus unter Theodor 
Herzl die Bewegung des Zionismus, der 
sich die Schaffung einer neuen, sicheren 
Heimstatt für alle Juden auf dem Gebiet 
der ehemaligen jüdischen Reiche Israel 
und Judah zum Ziel setzte. Von 1880 an 
kamen deshalb jüdische Europäer*innen 
in mehreren großen Einwanderungswel-
len in das Gebiet von Palästina, und neben 
dem „alten“ entwickelte sich ein „neuer 
Yishuv“, eine neue jüdische Gemeinschaft. 

Erste Auseinandersetzungen, vor allem 
um den wenigen fruchtbaren Boden, 
begannen. Fast zeitgleich entwickelte 
sich in den umliegenden ehemaligen ara-
bischen Reichen, die ebenfalls von den 
Osmanen erobert worden waren, ein 
Streben nach der Erneuerung der natio-
nalen arabischen Identität und nach poli-
tischer Unabhängigkeit. Die Spannungen 
zwischen den beiden Bevölkerungsgrup-
pen wuchsen. Dies machte sich im auf-
kommenden Ersten Weltkrieg eine euro-
päische Macht zunutze – mit katastro-
phalen und weitreichenden Folgen für die 
gesamte Region.

Britische Palästina-Politik im 
Ersten Weltkrieg: 
Mac Mahon-Korrespondenz, 
Sykes-Picot-Abkommen und 
Balfour-Erklärung

Im Ersten Weltkrieg ab 1914 gehörte das 
Osmanische Reich mit Deutschland und 
Österreich-Ungarn zu den Mittelmächten 
und befand sich u.a. mit Großbritannien 

im Kriegszustand. Um sich arabischen 
Beistand in der Region im Kampf gegen 
die Osmanen zu sichern, versprach der 
britische Hochkommissar in Kairo, Sir 
Henry MacMahon, dem Scherifen von 
Mekka, Hussein ibn Ali, einem wich-
tigen politischen Führer der arabisch-
muslimischen Bevölkerung im Nahen 
Osten, in einem Briefwechsel, nach 
einem gewonnenen Krieg den Wunsch 
der Muslime nach einem eigenen Staat 
zu unterstützen, der unter anderem 
nach dem Sinn der Korrespondenz Teile 
des Gebiets von Palästina umfassen 
sollte, obwohl das Gebiet niemals direkt 
erwähnt wurde. 

Fast zeitgleich schloss Großbritannien 
jedoch mit seinem Kriegsbündnispartner 
Frankreich das später nach den beiden 
Unterhändlern benannte, zunächst mit 
gutem Grund geheim gehaltene Sykes-
Picot-Abkommen ab. Das eigentlich 
für einen arabischen Staat vorgesehene 
Gebiet wurde hierin größtenteils unter 
französische bzw. britische Herrschaft 
gestellt, wobei Palästina den Briten zuge-
hen sollte. Für Jerusalem war eine Inter-
nationalisierung vorgesehen. Dies war 
jedoch noch nicht alles.

In der sog. Balfour-Erklärung, einem wei-
teren Brief, versprach der damalige briti-
sche Außenminister Balfour dem jüdisch-
britischen Politiker Baron Rothschild, nach 
einem gewonnenen Krieg die Errichtung 
einer jüdischen Heimstätte – „a national 
home for the Jewish people“ – in Paläs-
tina zu befürworten. Diese drei einan-
der ausschließenden Versprechen bilden 
das Herz des bis heute andauernden Kon-
flikts – und damit einen der wesentlichen 
Gründe für die besondere Situation der 
palästinensischen Flüchtlinge.

Britische Mandatszeit
Umgesetzt wurde tatsächlich keiner der 
drei Pläne. Nach der Niederlage des 
Osmanischen Reichs und dem Ende des 
Ersten Weltkriegs wurde Großbritan-
nien durch den neu gegründeten Völker-
bund als Mandatsmacht für Palästina ein-
gesetzt, das hier zum ersten Mal in der 
Neuzeit auch tatsächlich in den unge-
fähren heutigen regionalen Grenzen so 
benannt wird – nicht als ein Staat, son-
dern als eine Art Vorform eines Staa-
tes, ein sog. Mandatsgebiet. Das Mandat 
sollte nach den Vorgaben des Man-
datstexts das Gebiet allmählich an die 
Unabhängigkeit heranführen und dabei 
die angemessene politische Beteiligung 

Israel/Palästina

Rekord bei deutschen 
Rüstungsgüter-
Exporten in 2024
Die Bundesregierung genehmigte die 
Ausfuhr von Kriegsgütern in einer 
Höhe von 12,8 Milliarden Euro. 
2023 waren es 12,1 Milliarden. Auf 
dem ersten Platz der Empfängerlän-
der steht demnach die Ukraine mit 
einem Volumen von 8,15 Milliarden 
Euro. Den größten Anteil der deut-
schen Exporte machten mit einem 
Wert von 4,4 Milliarden militärische 
Ketten- und Radfahrzeuge aus. Nach 
Israel ging insbesondere Munition für 
Gewehre und Geschütze.

Die drei größten Empfängerlän-
der deutscher Exporte im Zeit-
raum 2020 bis 2024 waren nach 
dem Stockholm International 
Peace Research Institute (SIPRI) 
die Ukraine (19 %), Ägypten (19 
%) und Israel (11 %). Israel war 
dabei u.a. mit 108.000 Euro für 2,5 
Millionen Teilen Gewehrmunition; 
163.767.512 Euro u.a. für Teile 
für Kampfpanzer und Haubitzen, 
Kanonen-, Mörser- und weiterer 
Gewehrmunition; 700.000 Euro 
f. Dakar-U-Boote; mit einer nicht 
gesondert ausgewiesenen Zahl von 
gepanzerten Dingo-Radfahrzeu-
gen aus einem Exportkontingent 
von 60.000.000 Euro und mit einer 
nicht ausgewiesenen Zahl von Leo-
pard-Panzern aus einem Export-
kontingent von 250.000.000 Euro.

Anfang August 2025 hatte die Bun-
desregierung die Ausfuhr von 
Waffen, die im Gaza-Krieg zum 
Einsatz kommen können, gestoppt. 
Klammheimlich wurden Rüstungs-
exporte aber schon im Septem-
ber wieder genehmigt. Und kaum 
hatten sich die Kontrahenten zur 1. 
Phase des Friedensplans bekannt 
– noch während fortgesetzten 
Beschusses des Gaza-Streifens –, 
als Bundeskanzler Merz eilfertig 
die Überprüfung des Beschlusses 
vom 8. August ankündigte.

Mehr Informationen: https://www.
bundeswirtschaftsministerium.de/
Redaktion/DE/Publikationen/Aus-
senwirtschaft/ruestungsexportbe-
richt-2024.html



120 · 11/2025 * Der Schlepper Nr. 112 * www.frsh.de

Israel/Palästina



www.frsh.de * Der Schlepper Nr. 112 * 11/2025 · 121 

beider Bevölkerungsgruppen ermögli-
chen. 

Auch das Rothschild versprochene 
„Jewish national home“ sollte in diesem 
Rahmen errichtet werden, weshalb für 
eine gewisse Zeit verstärkt jüdische Ein-
wanderung und jüdischer Landerwerb 
zugelassen wurden. Bei den vom briti-
schen Vorgehen ohnehin bitter enttäusch-
ten arabischen Muslimen und Muslimin-
nen führte dies bald zu heftigem Wider-
stand. Ab den 1920er Jahren fanden zwi-
schen den beiden Bevölkerungsgrup-
pen einerseits und andererseits zwischen 
ihnen und der britischen Mandatsmacht 
immer schwerere und gewalttätigere 
Auseinandersetzungen statt. Sie gipfelten 
im Arabischen Aufstand von 1936-1939, 
der von der britischen Armee blutig nie-
dergeschlagen wurde. 

Mit dem Beginn des Zweiten Weltkriegs 
1939 fand Großbritannien sich aber plötz-
lich wieder angewiesen auf arabische 
Unterstützung, diesmal im Kampf gegen 
Hitler-Deutschland und seine Verbünde-
ten. Die britische Politik schwenkte des-
halb einmal mehr um: die jüdische Ein-
wanderung nach Palästina wurde, trotz 
der Bedrohungen der europäischen 
Juden durch die Nationalsozialisten, für 
fünf Jahre stark eingeschränkt und sollte 
danach von arabisch-palästinensischer 
Zustimmung abhängig sein. 

Dies verstieß nach jüdischer Ansicht 
gegen die Vorgabe der Errichtung einer 
jüdischen Heimstatt; der arabischen Füh-
rung ging es dagegen nicht weit genug. 
Die Spannungen dauerten an. Auch, 
als 1942 die fortschreitende massen-
hafte Ermordung der europäischen Juden 
und Jüdinnen in den nationalsozialisti-
schen Konzentrationslagern weltweit 
bekannt wurde, hielt Großbritannien an 
der Beschränkung der Einwanderung fest; 
sie blieb sogar bis nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs bestehen. 

Diese Politik konnte zu keinem nachhal-
tigen Zustand in Palästina führen. 1946 
wandte sich die jüdische Bevölkerung in 
einem Aufstand gegen die beschränkte 
Einwanderung der wenigen europäischen 
Überlebenden, und es kam zu immer 
neuen gewalttätigen Auseinandersetzun-
gen zwischen den beiden Bevölkerungs-
teilen. 1947 erklärte Großbritannien 
schließlich, es werde „die Palästina-Frage“ 
an die neu gegründeten Vereinten Nati-
onen, die Nachfolger des Völkerbunds, 
übergeben. Das britische Mandat in Paläs-
tina war damit gescheitert.

Der Teilungsplan 
der Vereinten Nationen

1947 versuchten die Vereinten Natio-
nen, die „Palästina-Frage“ endgültig und, 
soweit möglich, im Sinne aller Beteiligten 
zu beantworten. In der als „Teilungsplan“ 
bekannt gewordenen Resolution 181 (II) 
vom 29. November 1947 empfiehlt die 
Generalversammlung, nach Abzug der 
Mandatsmacht das ehemalige Mandats-
gebiet in einen unabhängigen jüdischen 
und einen unabhängigen muslimisch-arabi-
schen Staat aufzuteilen, die in einer Wirt-
schaftsunion verbunden sein sollten.

Ein spezielles Gebiet, zu dem insbeson-
dere Jerusalem gehörte, sollte, wie schon 
im Sykes-Picot-Abkommen angedacht, 
wegen der großen beidseitigen und auch 
internationalen Bedeutung internationa-
lisiert werden. Als Resolution der UN-
Generalversammlung, die nach außen hin 
in aller Regel nicht befugt ist, verbindli-
che Beschlüsse zu verabschieden, ist der 
Teilungsplan als Vorschlag und dringende 
Empfehlung formuliert und war damit auf 
die Mitarbeit der Mandatsmacht Großbri-
tannien sowie der beiden Bevölkerungs-
gruppen angewiesen.

Die Reaktionen fielen jedoch sehr 
gemischt aus. Die politische Vertretung 
der palästinensischen Juden und Jüdin-
nen begrüßte den Teilungsplan ganz über-
wiegend und feierte die bevorstehende 
Unabhängigkeit. Das Arabische Hochko-
mitee in Palästina lehnte ihn als eine Ver-
letzung des arabisch-palästinensischen 
Rechts auf das gesamte Gebiet Palästinas 
ab, ebenso ein Großteil der muslimischen 
Bevölkerung. 

Die junge Arabische Liga wies den Plan 
ebenfalls zurück und erklärte, mit allen 
Mitteln gegen seine Umsetzung vorgehen 
zu wollen. Großbritannien, der wesentli-
che Mit-Verursacher des desaströsen Ver-
hältnisses zwischen jüdischer und musli-
mischer Bevölkerung in Palästina, lehnte 
mit einem Schlag sämtliche weitere Ver-
antwortung ab und erklärte, zwar jed-
weden Plan der Vereinten Nationen für 
das Gebiet zu akzeptieren, sich aber bis 
auf den ohnehin angekündigten Rück-
zug aus Palästina in keiner Weise an einer 
Umsetzung beteiligen zu wollen. In der 
Folge veranlasste die britische Regierung 
keinerlei Übergabemaßnahmen für die 
Staatsgeschäfte in Palästina, sie richtete 
keine Übergangsorgane ein und sorgte, 
im Gegenteil, obendrein dafür, dass der 
Übergangs-Ausschuss, den die Vereinten 
Nationen errichtet hatten, nicht in Paläs-

tina einreisen konnte, solange die Man-
datsmacht noch präsent war. Die Folgen 
waren verheerend.

Die Gewalt zwischen den Bevölkerungs-
gruppen flammte sofort wieder auf und 
steigerte sich in kurzer Zeit in einen Bür-
gerkrieg, den beide Seiten mit verschiede-
nen paramilitärischen Einheiten führten. 
Ab Januar 1948 beteiligten sich auch ara-
bische Freiwillige aus den Nachbarstaa-
ten, die die Arabische Liga heimlich über 
die Grenzen sandte. Die größte parami-
litärische Einheit der jüdischen Bevölke-
rung, Haganah (aus ihr ging später die 
israelische Armee hervor), beschränkte 
sich den Berichten zufolge zuerst auf die 
Verteidigung der jüdischen Landes- und 
Bevölkerungsteile; aber jüdische und mus-
limische Extremistengruppen richteten 
von Anfang an auf beiden Seiten furcht-
bare Blutbäder an.

Aus arabisch-muslimischer Sicht steht 
hierfür das Massaker von Deir Yassin, bei 
dem jüdische Extremisten 350 Zivilisten 
ermordeten. Als Vergeltung hierfür über-
fielen muslimische Freiwillige einen jüdi-
schen Verwundetentransport. So eska-
lierte die beiderseitige Gewalt, bis Haga-
nah im April 1948 begann, die neue offen-
sive Strategie „Operation Dalet“ anzu-
wenden. Von nun an wurden nicht nur 
die der jüdischen Bevölkerung zugespro-
chenen Landesteile verteidigt, sondern 
auch solche Gebiete, die eigentlich den 
Arabern und Araberinnen zugesprochen 
werden sollten, aber einen hohen jüdi-
schen Bevölkerungsanteil hatten. Damit 
bewegten sie sich bald weit außerhalb der 
vorgesehenen Gebiete. 

Die arabisch-muslimische Bevölkerung 
begann, vor den jüdischen Kräften zu flie-
hen – teils aus Furcht vor Gewalt, teils auf 
jüdischen Druck; teils auch auf Aufforde-
rung der arabischen Führung, die einen 
baldigen Sieg mit triumphaler Rückkehr 
versprach. 

Um Mitternacht am 14. Mai 1948 been-
dete Großbritannien das Mandat und zog 
sich ohne jede Übergabehandlung aus 
Palästina zurück.

Die Staatsgründung 
Israels, die Naqba der 
Palästinenser*innen und die 
weiteren Folgen

Die jüdische politische Führung kam 
unmittelbar nach Abzug der Briten 
zusammen und verkündete die israelische 

Israel/Palästina
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Unabhängigkeit. In der Unabhängigkeits-
erklärung erklärte Israel, den Teilungs-
plan in Zusammenarbeit mit den Verein-
ten Nationen umsetzen und alle in seinem 
Gebiet lebenden Minderheiten schützen 
und mit vollen Bürgerrechten ausstatten 
zu wollen, und forderte sowohl die ara-
bische Bevölkerung Palästinas als auch 
die der umgebenden arabischen Staaten 
auf, die Waffen niederzulegen und sich an 
einer friedlichen Kooperation zu beteili-
gen. Doch noch in derselben Nacht über-
schritten die ersten regulären arabischen 
Truppen die Grenzen von Palästina.

In der Folge des Bürgerkriegs und der 
sich anschließenden internationalen 
bewaffneten Auseinandersetzung flüch-
teten hunderttausende palästinensische 
Araber*innen aus ihren Wohnorten. Die 
Schätzungen der genauen Zahlen weichen 
recht weit auseinander, nach dem Waf-
fenstillstand 1949 geht man von zwischen 
500.000 und 900.000 Menschen aus. Dies 
ist die Naqbah der palästinensisch-arabi-
schen Bevölkerung – die „Katastrophe“, 
die das bisherige muslimische Leben in 
Palästina schlagartig und gravierend verän-
derte und für einen Großteil der ehemali-
gen Bevölkerung unmöglich machte. 

Die meisten flüchteten in die arabischen 
Nachbarstaaten, vor allem Jordanien, 
Libanon und Syrien, wo für ihre Betreu-
ung und zur Entlastung der Aufnahme-
staaten UNRWA eingesetzt wurde. In 
vielen Fällen sind die Flüchtlinge dort 
bis heute von wesentlichen Bürgerrech-
ten und politischer Teilhabe ausgeschlos-
sen und dienen als „Verhandlungsmasse“ 
der arabischen Staaten im ewigen Ringen 
um eine Lösung des Nahostkonflikts ins-
gesamt. 

Ein anderer großer Anteil floh in die 
Westbank und nach Gaza – um dort im 
Juni-Krieg 1967, der wiederum zwischen 
einer Allianz arabischer Staaten und Israel 
ausgefochten wurde, erneut von Kriegs-
gewalt vertrieben zu werden. 

Als unmittelbaren Ansatz zur Lösung des 
ursprünglichen Flüchtlingsproblems, das 
die gesamte Region in Mitleidenschaft zog 
und bis heute zieht, verabschiedete die 
UN-Generalversammlung die Resolution 
194 (III), in der sie alle Parteien auffor-
derte, die Rückkehr der Flüchtlinge zuzu-
lassen. Diese Resolution wird seither jähr-
lich bekräftigt.

Israel erklärte sich zur Wiederaufnahme 
grundsätzlich außerstande; unter ande-
rem deshalb, weil es in der Folge seiner 
Unabhängigkeit über eine halbe Million 

Internationale 
Ernährungsinitiative 
IPC warnt vor 
Hungersnot in Gaza
Ende August hatte die internati-
onale Initiative IPC für einen Teil 
des Gazastreifens eine Hungersnot 
erklärt. Die Initiative, die für die 
Einstufung der Ernährungssicher-
heit weltweit zuständig ist, teilte 
mit, die Kriterien seien erfüllt. 
Nach den Daten von IPC ist Gaza-
Stadt von der Hungersnot betrof-
fen. Die Lage dort werde sich auf 
die Provinzen Deir al-Balah und 
Khan Yunis ausweiten. 

Die Regierung Netanjahu weist die 
Warnungen als unbegründet zurück. 
Bundesentwicklungsministerin Ala-
bali Radovan forderte erneut eine 
Verbesserung der Hilfsmaßnahmen. 
Der Bericht der zuständigen IPC-
Initiative zeige die katastrophale 
Lage in Gaza, erklärte die SPD-Poli-
tikerin. Der derzeitige Zugang der 
Betroffenen zu Hilfslieferungen 
reiche bei Weitem nicht aus.

Mehr Infos online: https://www.
ipcinfo.org/ipcinfo-website/coun-
tries-in-focus-archive/issue-133/en/ 

Welthungerhilfe warnt vor 
globaler Hungerkriese

Auch in anderen Regionen der 
Welt ist die Situation dramatisch. 
Seit 2016 habe es bei der Bekämp-
fung des Hungers kaum Fort-
schritte gegeben, heißt es in dem 
neuen Welthunger-Index der Welt-
hungerhilfe. Seit 2024 habe sich die 
Zahl der hungernden Menschen 
weltweit im Vergleich zum Vorjahr 
sogar verdoppelt. So haben 673 
Millionen Menschen keinen Zugang 
zu Nahrung. Besonders betroffen 
seien Gaza und Sudan, afrikanische 
Länder wie Burundi, Kongo und 
Nigeria sowie Syrien und Länder in 
Südasien. Das von der UNO aus-
gelobte Ziel der Beseitigung des 
weltweiten Hungers bis 2030 sei 
kaum noch erreichbar.

Mehr Infos online: https://www.
welthungerhilfe.de/presse/presse-
mitteilungen/welthungerhilfe-stellt-
20-welthunger-index-vor 

jüdischer Flüchtlinge aus arabischen Staa-
ten aufnehmen musste, die dort als Reak-
tion auf die Staatsgründung und den Ara-
bisch-Israelischen Krieg zunehmender 
Verfolgung und Unterdrückung ausgesetzt 
waren. Man befürchtet außerdem den 
Verlust der jüdischen Identität des Staa-
tes und erhebliche Sicherheitsprobleme 
durch die Einwanderung einer großen, 
aufgrund der verheerenden gemeinsamen 
Geschichte potentiell feindlich gesinnten 
Bevölkerungsgruppe. Im Wesentlichen ist 
es bei dieser Ablehnung durch alle Phasen 
der Entwicklung des Nahostkonflikts hin-
durch geblieben. Inzwischen beträgt die 
Zahl der Flüchtlinge und ihrer Nachkom-
men, wie eingangs angesprochen, meh-
rere Millionen. Wie eine wirklich vollum-
fängliche Wiederaufnahme heute prak-
tisch tatsächlich aussehen könnte, ist 
kaum noch realistisch vorstellbar (neuere 
Lösungsvorschläge setzen deshalb u.a. bei 
einer Einschränkung des Personenkreises 
nach unterschiedlichen Kriterien an). 

Dennoch besteht bislang jede Vertretung 
der palästinensischen Araber und Arabe-
rinnen ebenso wie die Regierungen der 
Haupt-Aufnahmestaaten im Wesentli-
chen auf der Rückkehr sämtlicher Flücht-
linge. Dies auch angesichts der Tatsache, 
dass ein Großteil der heute unter dem 
UNRWA-Mandat akzeptierten Flüchtlinge 
als Nachgeborene tatsächlich niemals die 
Gelegenheit hatte, die ehemaligen Wohn-
orte überhaupt kennenzulernen, und dass 
dieser politische Kurs seit den 1950ern 
für Generationen zu einem Leben in Iso-
liertheit, Armut und Ausgeschlossenheit 
geführt hat und wohl noch weiter führen 
wird. 

Die rechtliche Situation 
der palästinensischen 
Flüchtlinge heute

Hierin genau liegt eine der wesentlichen 
Besonderheiten der palästinensischen 
Situation heute: Anders als für Flücht-
linge rechtstypisch in Art. 1 A GFK vor-
gesehen, befinden sich die allermeisten 
der palästinensischen Flüchtlinge gerade 
nicht aus Furcht vor Verfolgung außerhalb 
ihres ehemaligen Heimatortes, sondern 
sie wünschen sich eine Rückkehr und 
werden daran faktisch gehindert. Auch, 
wenn ihnen außerhalb der UNRWA-Ope-
rationsgebiete über Art. 1 D GFK, wie 
kurz angesprochen, der Schutz der GFK 
ipso facto zusteht, entspricht ihre Situa-
tion damit eigentlich nicht der eines klas-
sischen Flüchtlings. Da sie aber dennoch 
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die gleiche Unterstützung benötigen und 
rein faktisch ebenso wenig in der Lage 
sind, in ihre Heimatorte zurückzukeh-
ren, ist es nur folgerichtig, wenn sie über 
diese Sonderregelung in das internatio-
nale Flüchtlingsschutzregime miteinbezo-
gen werden.

Völkerrechtlich gesehen ist ihre Prob-
lematik aber im Wesentlichen an einer 
anderen Stelle zu verorten, eben wegen 
ihres durchgehend geäußerten Rückkehr-
willens: dem menschenrechtlichen Rück-
kehrrecht aus Art. 12 IV des Internatio-
nalen Pakts über Bürgerliche und Politi-
sche Rechte (IPbürgR), das festschreibt, 
dass niemand willkürlich an der Rückkehr 
in sein (heute natürlich auch ihr) eigenes 
Land gehindert werden soll. 

Israel ist an dieses Übereinkommen als 
Mitgliedstaat gebunden, macht aber 
gegenüber der Rückkehrforderung 
die Aussetzung bestimmter abdingba-
rer Rechte aufgrund eines Staatsnot-
stands nach Art. 4 IPbürgR geltend. Dies 
ist grundsätzlich zulässig, umstritten sind 
aber die genauen rechtlichen Bedingun-
gen wie z.B. die Dauer eines solchen Not-
stands. Darüber hinaus hat der kurze his-

torische Abriss oben gezeigt, wie proble-
matisch allein der Begriff „eigenes Land“ 
in diesem Zusammenhang ist. Palästina 
war zur Zeit der Naqbah, völkerrechtlich 
gesehen, eben kein Staat, und die Begrün-
dung des Zusammenhangs zwischen Indi-
viduum und einem „eigenen Land“, das 
nicht zugleich auch der Heimatstaat im 
völkerrechtlichen Sinne ist, macht gene-
rell rechtlich erhebliche Schwierigkeiten. 
Was nun, außer einem Staatsgebiet, noch 
ein „eigenes Land“ im Sinne des IPbürgR 
sein kann, hängt aber unglücklicherweise 
von genau jenen Faktoren ab, über die 
schon seit Jahrzehnten zwischen den Par-
teien selbst, aber auch im weltweiten Dis-
kurs, keine Einigkeit herbeizuführen ist. 
So bleibt das Problem der palästinensi-
schen Flüchtlinge auch nach annähernd 
achtzig (!) Jahren weiterhin bestehen und 
auf der politischen Tagesordnung.

Dr. Tina Roeder ist Lehrbeauftragte am Walther 
Schmücking Institut für Internationales Recht an der 
juristischen Fakultät der Christian Albrecht Univer-
sität zu Kiel. https://www.uni-kiel.de/de/person/
roeder-tina-49049 
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